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Wir möchten mit diesem Artikel auf die Novelle des tschechischen 
Beschäftigungsgesetzes hinweisen, die seit dem 1. Oktober 2025 in Kraft 
ist. Unter anderem wurde mit der gegenständlichen Gesetzesänderung 
die Frist geändert, innerhalb derer der Arbeitgeber verpflichtet ist, die 
Beschäftigung eines ausländischen Staatsangehörigen zu melden. Seit 
diesem Datum müssen Arbeitgeber ihrer Meldepflicht gegenüber der 
zuständigen regionalen Niederlassung des Arbeitsamtes zwingend vor 
Arbeitsantritt des ausländischen Staatsangehörigen nachkommen – also 
bevor dieser tatsächlich seine Arbeit aufnimmt.

von Václav Vlk, Eva Blechová
Rödl Prag

Diese Meldepflicht gilt für alle ausländischen Staats-
angehörigen, d.h. für sämtliche Personen ohne tsche-
chische Staatsangehörigkeit – unabhängig davon, ob 
es sich um Bürger der EU, des EWR und der Schweiz 
einschließlich ihrer Familienangehörigen, oder aber 
um Drittstaatsangehörige handelt, gleichgültig, ob sie 
eine Arbeitserlaubnis benötigen oder freien Zugang 
zum Arbeitsmarkt haben, oder um Personen, die ei-
nem vorübergehenden Schutzstatus unterliegen. 

Für nicht gemeldete Arbeit von 
ausländischen Staatsangehö-
rigen droht eine Geldbuße.

Die einzige Personengruppe, für die die Regelung zu 
einer „nicht gemeldeten Arbeit“ und deren Folgen 
keine Anwendung findet, sind Arbeitnehmer, die im 

Rahmen der grenzüberschreitenden Erbringung von 
Dienstleistungen von einem in einem anderen EU-Mit-
gliedstaat ansässigen Arbeitgeber entsandt werden. 
Für sie gilt weiterhin die Frist gemäß § 101a des Be-
schäftigungsgesetzes, wonach der Arbeitgeber der 
Meldepflicht spätestens am Tag des Arbeitsantritts 
in der Tschechischen Republik nachkommen muss.

Die Meldung erfolgt ausschließlich elektronisch 
– entweder durch Übermittlung einer Datennachricht 
an das vom Arbeitsamt bestimmte Datenpostfach 
oder über das Informationssystem gemäß den 
Kommunikationsvorgaben in einem Format, mit einem 
Inhalt und in der Struktur, die in der Verordnung 
des Ministeriums für Arbeit und Soziales der 
Tschechischen Republik Nr. 117/2024 Slg. in der 
Fassung der Novelle Nr. 66/2025 Slg. festgelegt sind.

Kommt der Arbeitgeber seiner Meldepflicht nicht 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist nach, begeht er 
eine Ordnungswidrigkeit in Form einer sogenannten 

Wichtige neue Pflichten für 
tschechische Arbeitgeber 
bei der Beschäftigung 
ausländischer 
Staatsangehöriger

Newsletter 12/2025 | Recht
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von Petr Koubovský, Natálie Šimánková
Rödl Prag

Kulturdenkmäler – neue Vorschriften für die 
Steuerbefreiung
Den Eigentümern von Kulturdenkmälern bietet 
sich eine Grundsteuerbefreiung, wenn ihre Objekte 
öffentlich zugänglich und im Denkmalverzeichnis 
eingetragen sind oder durch eine Entscheidung des 
Kulturministeriums als Kulturdenkmäler gelten.

Eine wichtige Voraussetzung ist ein schriftlicher Vertrag mit 
dem Kulturministerium, durch den zu regeln ist, 
wie das Kulturdenkmal der Öffentlichkeit zugänglich ist 
– u.a. auch nach einer vorherigen telefonischen Vereinbarung. 
Das Finanzamt kann angegebene Kontaktdaten
überprüfen. 

Die Steuerbefreiung gilt nur für Gebäudeteile, der für die 
Öffentlichkeit zugänglich sind, und zwar im Verhältnis zur 
Grundfläche des ganzen Gebäudes. Die gleiche Regel gilt 
auch für Grundstücke, die eine funktionale Einheit mit dem 
Kulturdenkmal bilden, z. B. für Innenhöfe oder Zufahrtswege, 
wenn sie nicht für den Geschäftsbetrieb genutzt werden.

Gewerbeobjekte – befestigte Flächen und 
Einordnung in Gruppen
Das letzte Schreiben der Generalfinanzdirektion vom 
Mai 2025 vereinheitlicht die Auslegung des Begriffs 
„befestigte Grundstücksfläche”. Als solche Fläche gilt ein 
Grundstück oder ein Teil davon mit befestigter Oberfläche 
(z. B. Parkplätze, Gleisanschlüsse oder Schwimmbäder), 
das im Betriebsvermögen von Gewerbetreibenden steht 
oder für den Geschäftsbetrieb genutzt werden kann – auch 
wenn es für den Geschäftsbetrieb nicht genutzt wird. 

„nicht gemeldeten Arbeit“, für die die tschechische 
Arbeitsaufsichtsbehörde (die sog. Arbeitsinspektion) eine 
Geldbuße von bis zu 3 Millionen CZK verhängen kann.

Die Arbeitsaufsichtsbehörde kann eine gewisse 
Toleranz walten lassen, wenn der Arbeitgeber seiner 
Meldepflicht innerhalb einer „nachträglichen“ Frist 
von fünf Tagen nach Arbeitsantritt der betreffenden 
ausländischen Person nachkommt – vorausgesetzt, die 
zuständige Arbeitsinspektion hat noch keine Kontrolle 
zur Einhaltung dieser Meldepflicht eingeleitet.

Arbeitgebern wird daher nachdrücklich empfohlen, 
die oben genannte Meldepflicht stets einzuhalten 
– gegebenenfalls mit einer (geringfügigen) 
Verzögerung von wenigen Tagen, um mögliche 
finanzielle Sanktionen zu vermeiden. 

Ihr Ansprechpartner

Die Generalfinanzdirektion hat mehrere Schreiben zur Grundsteuerbefreiung 
erlassen bzw. beabsichtigt, diese zu erlassen. Die Neuregelungen betreffen 
vor allem Kulturdenkmäler, Gewerbeobjekte und das Kirchengut.

Die Generalfinanzdirektion 
erlässt neue Schreiben zur 
Grundsteuer: Änderungen 
im Jahr 2025

Newsletter 12/2025 | Recht | Steuern

JUDr. Eva Blechová 
právnička
(Juristin CZ)
Associate Partner
T +420 236 163 720 
eva.blechova@roedl.com

Mgr. Václav Vlk 
advokát
(Rechtsanwalt CZ) 
Associate Partner
T +420 236 163 720 
vaclav.vlk@roedl.com
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Steuerpflichtige Gebäude, die im Betriebsvermögen stehen, 
werden nach dem Grundsteuergesetz entsprechend der 
Haupttätigkeit von Gewerbetreibenden mehreren Gruppen 
zugeordnet. Besonders hervorzuheben ist die Regelung, 
die nicht für Wohnhäuser oder Wohnungen, sondern u.a. 
für Garagen, Erholungsgebäude oder Nebengebäude gilt. 

Kulturdenkmäler nach baulichen Veränderungen 
(noch nicht veröffentlicht) 
Durch § 9 Abs. 1 Buchstabe p) des Schreibens wird geregelt, 
dass Kulturdenkmäler nach Durchführung von baulichen 
Veränderungen für einen Zeitraum von acht Jahren ab dem 
Jahr, das auf das Jahr der Bauabnahme folgt, steuerfrei sind. 

Die Steuerbefreiung ist auch dann zulässig, wenn nur 
ein Teil des Gebäudes unter Denkmalschutz steht
– beispielsweise ein Stockwerk oder ein Flügel des 
Gebäudes – und die Grundfläche bestimmt werden kann. 
Eine Steuerbefreiung ist hingegen unzulässig, wenn nur die 
Fassade oder eine Gedenktafel denkmalgeschützt ist. 

Kirchengut (noch nicht veröffentlicht)
Es sollte auch ein Schreiben zur Steuerbefreiung von 
Grundstücken, Gebäuden und Einheiten im Besitz 

von Kirchen und Religionsgemeinschaften erlassen 
werden. Steuerfrei sollten Objekte sein, die für religiöse 
Zeremonien und die Seelsorge genutzt werden
– Kirchen, Klöster, Pfarrhäuser oder Gemeindezentren. 

Wenn für die religiöse Tätigkeit nur ein Gebäudeteil 
genutzt wird, ist nur dieser Gebäudeteil steuerfrei
–Wohnungen von Pfarrern sind hingegeben steuerpflichtig. 
Auch in diesem Fall darf das Grundbesitz nicht vermietet 
oder für gewerbliche Zwecke genutzt werden. 

Ihr Ansprechpartner

Ing. Petr Koubovský
daňový poradce
(Steuerberater CZ)
Associate Partner
T +420 236 163 246 
petr.koubovsky@roedl.com
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Durch das Rückstellungs-Änderungsgesetz wird die 
Obergrenze für steuerrechtliche Wertberichtigungen auf 
Forderungen gemäß § 5, § 5a und § 8c dieses Gesetzes 
von CZK 30.000 auf CZK 50.000 erhöht. Da das 
Änderungsgesetz keine Übergangsbestimmung enthält,
sind unterschiedliche Auslegungen 
der Neuregelungen möglich.

Wann treten die Änderungen in Kraft?
Ab dem 1. Januar 2026. Die erhöhte Obergrenze 
gilt somit für alle Veranlagungszeiträume (oder 
Geschäftsjahre), die nach diesem Tag enden, u.a. auch 
für das am 31. Januar 2026 endende Wirtschaftsjahr.

Die entscheidende Frage: Für welche 
Forderungen gilt die neue Obergrenze?
Ohne Übergangsbestimmung lässt sich ableiten, dass 
die erhöhte Obergrenze auch für Forderungen gilt, 
die vor dem 1. Januar 2026 entstehen oder fällig sind, 
wenn die steuerrechtlichen Wertberichtigungen erst 
nach diesem Tag gebildet oder verbucht werden.

Es ist jedoch auch eine strengere Auslegung nicht 
auszuschließen, wonach die erhöhte Obergrenze 

nur für Forderungen gilt, die nach dem Inkrafttreten 
des Änderungsgesetzes entstehen. Eine solche 
Einschränkung ist jedoch im Änderungsgesetz nicht 
ausdrücklich vorgesehen. In der Vergangenheit wurden 
ähnliche Fälle durch eine Übergangsbestimmung 
geregelt, die im Änderungsgesetz leider fehlt.

Eine endgültige Beurteilung wird erst im Dezember vom 
Koordinierungsausschuss der Steuerberaterkammer 
und des Finanzministeriums vorgenommen.
Über das Ergebnis werden wir Sie in unserem 
nächsten Newsletter informieren.

Ihre Ansprechpartnerinnen

Ing. Martina Šotníková
martina.sotnikova@roedl.com 

Ing. Nicole Jansová 
nicole.jansova@roedl.com 

Neue Grundsätze für die 
Bildung steuerrechtlicher 
Wertberichtigungen auf 
Forderungen
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von Petr Tomeš
Rödl Prag

In der Tschechischen Republik besteht bislang keine Pflicht 
zur Vorlage von Verrechnungspreisdokumentationen, 
die Nichtverpflichtung ist jedoch rein formell. Bei 
Außenprüfungen, die auf Verrechnungspreise und 
konzerninterne Geschäfte ausgerichtet sind, wird die 
Vorlage von Verrechnungspreisdokumentationen regelmäßig 
verlangt. Ohne eine Verrechnungspreisdokumentation lassen 
sich Verrechnungspreise nach der derzeitigen Praxis und den 
Prüfungsmethoden von Finanzbehörden nicht rechtfertigen.

In der Europäischen Union sind Gesellschaften längst 
verpflichtet, eine Verrechnungspreisdokumentation 
zu erstellen, in einigen Ländern muss sie sogar 
der Steuererklärung beigefügt werden.

Die Fachöffentlichkeit fordert seit vielen 
Jahren, dass die Pflicht zur Erstellung von 
Verrechnungspreisdokumentationen ins Steuerrecht 
umgesetzt wird, um transparente Umstände 
und legitime Erwartungen für Gesellschaften 
und Finanzbehörden zu schaffen. 

Trotzdem sind die Finanzbehörden nach 
wie vor starr. Die Pflicht zur Erstellung von 
Verrechnungspreisdokumentationen ist gesetzlich noch 
nicht geregelt. Bereits mehrere frühere Regierungen 
haben bei der Bekämpfung von Steuerhinterziehung 

deren gesetzliche Einführung versprochen, doch es 
blieb immer nur bei politischen Versprechungen.

Die Einführung der Pflicht zur Erstellung von 
Verrechnungspreisdokumentationen ist sicherlich 
ein richtiger Schritt. Wir werden sehen, ob es 
diesmal gelingt, diese Initiative umzusetzen.

Und Sie? Haben Sie bereits die 
Verrechnungspreisdokumentation erstellt, um 
bei einer Außenprüfung der Verrechnungspreise 
Steuernachzahlungen zu vermeiden, oder warten Sie 
noch auf die Einführung der gesetzlichen Pflicht?

Unsere Verrechnungspreisexperten sind gerne bereit, mit 
Ihnen die Verrechnungspreise zu besprechen und Ihnen 
eine sichere und transparente Lösung zu empfehlen. 

Kontakt pro další informace

Die künftige Regierungskoalition hat sich in ihrem Regierungsprogramm un-
ter anderem zum Ziel gesetzt, die Schattenwirtschaft einzudämmen und die 
Steuererhebung effizienter zu gestalten. Um dieses Ziel zu erreichen, sollten 
nach Ermessen der Regierungskoalition Gesellschaften zur Vorlage von Ver-
rechnungspreisdokumentationen verpflichtet sein. 

Gesetzliche Pflicht zur Erstel-
lung von Verrechnungspreis-
dokumentationen? 

Ing. Petr Tomeš
daňový poradce
(Steuerberater CZ)
Partner
T +420 236 163 224
petr.tomes@roedl.com
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von Martina Šotníková, Miroslava Lancová und Daniel Ďuriš
Rödl Prag

Vereinheitlichung von Meldungen und 
Zahlungsfristen
Das monatliche Meldeverfahren vereinheitlicht die 
Pflichten der Arbeitgeber gegenüber dem Finanzamt und 
dem Sozialversicherungsträger. Alle Angaben zu Steuern, 
Versicherungsbeiträgen und Abgaben werden in einer 
einzigen elektronischen Meldung zusammengefasst, 
die zwischen dem 1. und 20. Tag des Folgemonats 
abzugeben ist. Diese Frist kann nicht verlängert 
werden. Ziel ist es, doppelte Meldungen zu vermeiden 
und den Verwaltungsaufwand zu vereinfachen.

Die erste monatliche Meldung für den Zeitraum Januar 
bis März 2026 ist nach den einzelnen Monaten zu 
erstellen und bis zum 30. Juni 2026 abzugeben. Die 
Abgabefrist für die monatliche Meldung für April 2026 
beginnt am 1. und endet mit dem 20. Mai 2026. 

Neue Meldepflicht – auch für Teilzeitbeschäftige 
und Aushilfen  
Eine wesentliche Änderung besteht in der Erweiterung der 
Meldepflicht auf alle Arbeitsverhältnisse, einschließlich 
Nebenbeschäftigungs- und Aushilfeverträge, unabhängig 
von der Sozialversicherungspflicht – meldepflichtig sind 
auch geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse.  

Für Arbeitnehmer, mit denen Nebenbeschäftigungsverträge 
abgeschlossen sind, ist in der Übergangsetappe bis 
zum 1. April 2026 wie bei allen anderen Arbeitnehmern 
der amtliche Meldevordruck für die Anmeldung auf 
Mitgliedschaft bei einer Krankenkasse „Nachweis 
der Krankenversicherung” anzuwenden. Sollten die 
Arbeitsverträge im Zeitraum von Januar bis März 2026 
aufgelöst werden oder sollte eine andere Änderung 
eintreten (z. B. eine Änderung des Nachnamens), muss 
dies dem Tschechischen Sozialversicherungsträger in 
der üblichen Weise und innerhalb der aktuellen Frist 
– innerhalb von acht Tagen – gemeldet werden.

Ab 2026 erwartet Arbeitgeber eine erhebliche Änderung durch 
Einführung des monatlichen Meldeverfahrens. Für alle Pflichten aus 
Beschäftigungsverhältnissen gegenüber dem Finanzamt und dem 
Sozialversicherungsträger wird eine einzige elektronische Meldung 
abgegeben, in die auch Nebenbeschäftigungs- und Aushilfeverträge 
einzubeziehen sind. Darüber hinaus wird an alle Arbeitnehmer die 
steuerliche Identifikationsnummer vergeben und es werden neue 
Grundsätze für die Aufzeichnung von Arbeitsverhältnissen eingeführt. 
Unser Artikel fasst die wichtigsten Neuregelungen der ersten Etappe 
und unsere Empfehlungen für die erforderlichen Schritte zusammen.

Monatliches Meldeverfahren 
von Arbeitgebern 
(Fortsetzung)
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Erfassung und neue meldepflichtige Daten 
An jeden Arbeitnehmer wird die steuerliche 
Identifikationsnummer vergeben, für jedes 
Arbeitsverhältnis jedes Arbeitnehmers wird eine 
Beschäftigungsidentifikationsnummer generiert. Die 
steuerliche Identifikationsnummer ist eine neue, eindeutige 
und unveränderliche zehnstellige Nummer, die keine 
Informationen über die betreffende Person enthält und an 
alle natürlichen Personen vergeben wird. Sie wird dauerhaft 
gültig sein und muss in den monatlichen und berichtigten 
Meldungen angegeben werden. Neu wird in den Meldungen 
auch die Art der Erwerbstätigkeit angegeben, um den Beginn 
der Versicherungspflicht genauer bestimmen zu können. 

Empfehlungen für Arbeitgeber
1.	 Prüfen Sie alle Arbeitsverhältnisse, insbesondere 

Nebenbeschäftigungs- und Aushilfeverträge, da 
diese ab 2026 unabhängig von der Sozialversiche-
rungspflicht meldepflichtig sind.

2.	 Gestalten Sie Ihre Lohn- und Gehaltsabrech-
nungsprogramme so, dass der Datenexport im 
vorgeschriebenen, im Laufe des Jahres 2025 
veröffentlichten XML-Format des Tschechischen 
Sozialversicherungsträgers möglich ist.

3.	 Holen Sie bei Einstellungen alle erforderlichen 
Mitarbeiterangaben (Geburtsnummer, Staatsange-
hörigkeit, Art der Erwerbstätigkeit) ein. 

Ihre Ansprechpartnerinnen

Bc. Miroslava Lancová, MBA 
Head of Payroll
Manager 
T +420 603 734 192 
miroslava.lancova@roedl.com

Ing. Martina Šotníková
daňová poradkyně
(Steuerberaterin CZ)
Associate Partner
T + 420 236 163 237
martina.sotnikova@roedl.com
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